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Deutsche Islam-Konferenz zieht Bilanz
Auf der vierten und vorerst letzten Sitzung der Deut-
schen Islam-Konferenz (DIK) Ende Juni in Berlin ist
der Erfolg der Konferenz kontrovers diskutiert worden.
Darüber hinaus wurden die Ergebnisse einer Studie
zum muslimischen Leben in Deutschland vorgestellt.
Demnach leben in Deutschland mehr Muslime als
bisher angenommen.

Im September 2006 hatten sich erstmals Vertreter von
15 muslimischen Verbänden bzw. Einzelpersonen mit
Repräsentanten von Bund, Ländern und Gemeinden
mit dem Ziel getroffen, das Verhältnis von Staat und
Islam zu klären und die Integration der Muslime zu
verbessern (vgl. MuB 8/06). Danach traf sich das
Plenum erneut im Mai 2007 und im März 2008 (vgl.
MuB 3/08).

Die nun vorliegende gemeinsame Abschlusserklä-
rung billigten drei der vier muslimischen Verbände

in der DIK und plädierten für
die Fortsetzung der gemein-
samen Arbeit. Sie erklärten,
die in dem Abschlussdoku-
ment versammelten Empfeh-
lungen mitzutragen, ange-
fangen bei der Förderung des
Wertekonsenses im Alltag
bis hin zur Lösung religiös
begründeter praktischer Fra-
gen im Schulalltag und der
Einrichtung islamisch-theo-
logischer Hochschulstruktu-
ren in Deutschland.

So empfehlen die Betei-
ligten die gezielte Unterstüt-
zung von Brennpunktschu-
len mit Sozialarbeitern und
Lehrkräften und die Einrich-
tung muslimischer Wohl-
fahrts- und Familienverbän-
de. Auch umstrittene Positio-
nen wie die Einrichtung von
nach Geschlechtern getrenn-
tem Sport- und Schwimmun-
terricht werden in der Ab-
schlusserklärung empfohlen.

Allerdings stimmte der
Islamrat für die Bundes-
republik Deutschland (IR),
der vierte muslimische Ver-

band in der DIK, gegen die Empfehlungen in den Be-
reichen „Deutsche Gesellschaftsordnung und
Wertekonsens“ sowie „Sicherheit und Islamismus“. Der
Verband kritisierte den Text der Erklärung, weil er

den muslimischen Glauben entweder als „integrations-
hemmend“ ansehe oder Muslime „ohne konkreten An-
lass als potenziell gefährlich“ einstufe. Der IR vereinigt
mehr als 30 Organisationen unter seinem Dach, da-
runter auch die vom Verfassungsschutz beobachtete
Islamische Gemeinschaft Milli Görüs.

Die Oppositionsparteien kritisierten die DIK-Bilanz.
Die migrationspolitische Sprecherin der Linken Sevim
Dagdelen sagte, die DIK sei „keine gelungene Veran-
staltung“. Statt sich für gleiche Rechte einzusetzen, wür-
de die Regierung lieber einen „Dialog der Religionen“
führen, meinte Dagdelen. Auch der migrationspoli-
tische Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen Josef
Winkler kritisierte die Zusammensetzung und die un-
zureichenden Resultate der DIK.

Der Vorsitzende der Türkischen Gemeinde Deutsch-
lands Kenan Kolat wertete die Konferenz hingegen als
Erfolg „im Sinne eines Dialogbeginns“, räumte aber
zugleich ein, dass die DIK es noch nicht geschafft habe,
die Debatte in die Gesellschaft zu tragen. Der Vorsit-

Studie: „Muslimisches Leben in Deutschland“
Auf der Sitzung der Deutschen Islam-Konferenz (DIK)
Ende Juni wurden auch die Ergebnisse der Studie „Mus-
limisches Leben in Deutschland“ des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) vorgestellt. Für die
repräsentative Studie wurden mehr als 6.000 in Deutsch-
land lebende Personen aus 49 muslimisch geprägten
Ländern ab 16 Jahren telefonisch zu ihrer Religiosität
und ihren Lebensgewohnheiten befragt. Dabei gab rund
die Hälfte dieser Personen an, muslimischen Glaubens
zu sein (52 %).

Die Ergebnisse zeigen, dass in der Bundesrepublik
mehr Muslime leben als bisher angenommen. Zwischen
3,8 und 4,3 Mio. Muslime wohnen in Deutschland, fast
alle in den alten Bundesländern einschließlich Berlin
(98 %). Bisherige Schätzungen gingen von rund 3,1 bis
3,4 Mio. Muslimen in Deutschland aus.

45 % der Muslime besitzen die deutsche Staatsbür-
gerschaft, 55 % sind ausländischer Nationalität. Die
Mehrheit der Muslime in Deutschland stammt aus der
Türkei (63,2 %), gefolgt von Südosteuropa (13,6 %) und
dem Nahen Osten (8,1 %).

Von den gläubigen Muslimen schätzen sich 36 %
als „sehr stark gläubig“ und 50,4 % als „eher gläubig“
ein. Zu ähnlichen Zahlen gelangte im vergangenen Jahr
die Bertelsmann-Stiftung (vgl. MuB 8/08). Zugleich sind
jedoch lediglich rund 20 % der Muslime in religiösen
Vereinigungen und Gemeinden organisiert. Bei der reli-
giösen Alltagspraxis bestehen große Unterschiede je
nach Herkunftsregion und Konfession.
www.bamf.bund.de (Download der Studie, Zusammen-
fassungen auch in Englisch und Türkisch)
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Deutschland: „Erster
Integrationsindikatorenbericht“
Zuwanderer stehen bei Bil-
dung, Erwerbsarbeit und
Einkommen nach wie vor
deutlich schlechter da als
der Bevölkerungsdurch-
schnitt. Allerdings sind erste
Erfolge sichtbar, insbeson-
dere bei den in Deutschland
geborenen Personen mit
Migrationshintergrund.
Dies ist eines der Ergebnisse
des ersten Integrationsindi-
katorenberichts, den die
Bundesintegrationsbeauf-
tragte Maria Böhmer (CDU)
Mitte Juni vorgestellt hat.
Die verwendeten Indikato-
ren sind allerdings umstrit-
ten.

2008 hatten Bund und Län-
der im Rahmen des Natio-
nalen Integrationsplans die
Beobachtung von Stand
und Verlauf der Eingliede-
rung von Zuwanderern an-
hand von Indikatoren vor-
geschlagen (vgl. MuB 4/08,
6/07). Wissenschaftler vom
Institut für Sozialforschung
und Gesellschaftspolitik
(ISG) in Köln und vom Wis-
senschaftszentrum Berlin
(WZB) erstellten jetzt im
Auftrag der Bundesregie-
rung einen ersten Integra-
tionsindikatorenbericht.

Anhand von über 100
Indikatoren wurden Mi-
granten mit Deutschen ver-
glichen, u. a. in den Berei-
chen Ausbildung und Ar-
beitsmarkt, Gesundheit und
Mediennutzung. Als Grund-
lage dienten Daten des Mi-
krozensus, der Bundesagen-
tur für Arbeit, der Bundes-
länder und der polizeili-
chen Kriminalstatistik.

Allerdings sind diffe-
renzierte Aussagen „auf-

grund von Beschränkungen der Datenlage nicht in allen
Bereichen in der gewünschten Detailliertheit“ möglich,

heißt es im Bericht. Da oft noch keine Daten zu der
vergleichsweise neuen Kategorie „Personen mit Mi-
grationshintergrund“ vorlagen, konnten für viele In-
dikatoren nur „Ausländer“ mit „Deutschen“ vergli-
chen werden.

Bildung und Arbeitsmarkt: Als besonders positiv
hebt der Bericht den Rückgang der ausländischen
Schulabbrecher hervor. Ihre Zahl sank von 17,5 % im
Jahr 2005 auf 16 % im Jahr 2007. Bei den hier gebo-
renen Jugendlichen mit Migrationshintergrund, also
der zweiten Zuwanderergeneration, lag die Abbrecher-
quote 2007 mit 2,2 % sogar unter dem Durchschnitt in
der Gesamtbevölkerung mit 2,3 %.

Daneben zeigt der Bericht jedoch kaum Fortschritte
auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt: Zwar nahm
die Arbeitslosenquote unter Ausländern wegen der
guten Konjunkturentwicklung von 25,2 % im Jahr
2005 auf 20,3 % im Jahr 2007 ab, war aber weiterhin
doppelt so hoch wie in der Gesamtbevölkerung
(10,1 %, 2005: 13 %).

Trotz formal gleichwertiger schulischer und beruf-
licher Qualifikationen waren Personen mit Migrations-
hintergrund häufiger erwerbslos als Personen ohne
Migrationshintergrund. Als mögliche Gründe nannte
Ruud Koopmans vom WZB beim Vorstellen des Berichts
sprachliche Defizite, mangelnde soziale Kontakte, aber
auch Diskriminierung seitens der Unternehmen.

Mit 73,5 % besuchten 2007 außerdem deutlich we-
niger Kinder mit Migrationshintergrund im Alter von
drei bis sechs Jahren den Kindergarten als Kinder in
der Gesamtbevölkerung (88,7 %). Frühkindliche Be-
treuungs- und Förderangebote für Kinder nutzten Zu-
wandererfamilien insgesamt viel seltener als Deutsche,
ebenso die medizinischen Früherkennungsuntersu-
chungen für Kinder.

Armutsrisiko: Kaum Fortschritte verzeichnet der
Bericht im Hinblick auf das Armutsrisiko von Migran-
ten und die Abhängigkeit von staatlichen Hilfsleistun-
gen: Mit 21,1 % war 2007 ein mehr als doppelt so
hoher Anteil der Ausländer auf staatliche Mindestsi-
cherungsleistungen angewiesen wie in der Gesamtbe-
völkerung (9,5 %). Die Armutsrisikoquote war 2007
mit knapp 27 % weiterhin doppelt so hoch wie in der
Gesamtbevölkerung (13,2 %).

Was die Einstellung zu gesellschaftlichen Fragen
angeht (etwa zur Rolle der Frau und der Arbeitstei-
lung in der Familie) gibt es dem Bericht zufolge
eine Annäherung der zweiten Generation der hier
geborenen Migranten an die Mehrheitsgesellschaft.
Auch beim gesellschaftlichen Engagement verzeich-
net der Bericht ein steigendes Interesse bei Menschen
mit Migrationshintergrund. So sind in Deutschland
geborene Migranten fast genauso häufig ehrenamtlich

zende des Zentralrats der Muslime in Deutschland Ay-
yub Axel Köhler sagte, dass die Bilanz der DIK positiv
ausfalle und der Dialog fortgesetzt werden müsse. Die

SPD-Bundestagsfraktion er-
klärte, dass die DIK einen
„wichtigen Anstoß zum
Dialog der Religionen und

Kulturen“ geleistet habe, das Parlament aber zukünftig
beteiligt werden müsse. Bundesinnenminister Wolfgang
Schäuble (CDU) kündigte eine Fortsetzung der DIK an,
allerdings sollten dann die Länder und Kommunen
stärker eingebunden werden. th
Weitere Informationen:
www.deutsche-islam-konferenz.de

Kurzmeldungen – Deutschland I

Urteil: Schwimmunterricht
Die Schulleitung einer weiterführenden
Schule darf die Aufnahme eines Kindes
vom Einverständnis der Eltern abhängig
machen, ihr Kind am Schwimmunterricht
teilnehmen zu lassen. Das hat der 19. Senat
des Oberverwaltungsgerichts Münster am
30. Juni in einem Eilverfahren entschieden
(Az. 19 B 801/09). Verhandelt wurde der
Fall einer 11-jährigen muslimischen Schü-
lerin eines Gymnasiums in Düsseldorf, de-
ren Eltern der Teilnahme am Schwimm-
unterricht 2008 zugestimmt hatten. Im
Januar 2009 beantragten die Eltern aus
religiösen Gründen eine Unterrichtsbefrei-
ung. Die Schulleiterin lehnte dies ab.

Der Senat urteilte, dass die Schulleite-
rin die Aufnahme in die weiterführende
Schule von einer Einverständniserklärung
abhängig machen dürfe, wenn diese dem
Zweck diene, die Einhaltung des Schulpro-
gramms zu gewährleisten. Die betroffene
Schülerin habe keinen Befreiungsan-
spruch. Der Wunsch nach Unterrichtsbe-
freiung stehe vielmehr im Widerspruch zur
Einverständniserklärung der Eltern, die sie
bei der Anmeldung an der Schule abgege-
benen hatten. Der Beschluss ist rechts-
kräftig, eine Revision nicht zugelassen.
www.ovg.nrw.de
Urteil: Aufenthaltsrecht
Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
in Leipzig hat am 9. Juni entschieden, dass
ein eigenständiges Aufenthaltsrecht eines
Ehepartners nach einer Scheidung inner-
halb von zwei Jahren nicht auf Verfol-
gungsgefahren im Herkunftsland gestützt
werden kann (Az. C 11.08). Der geschie-
dene Ehepartner muss nicht-ehebezogene
Verfolgungsgefahren vielmehr im Rahmen
eines Asylverfahrens geltend machen.
Gegebenenfalls kann das hierfür zustän-
dige Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) eine Aufenthaltserlaubnis
aus humanitären Gründen erteilen. Der
Entscheidung liegt der Fall eines aus Ägyp-
ten stammenden Klägers zugrunde, der
2004 eine auf drei Jahre befristete Aufent-
haltserlaubnis aufgrund seiner Eheschlie-
ßung mit einer Deutschen erhielt. Nach
Trennung der Ehepartner im Dezember
2005 verkürzte die Ausländerbehörde im
Oktober 2006 die Gültigkeitsdauer der
Aufenthaltserlaubnis und drohte dem
Kläger mit Abschiebung. Demgegenüber
machte der Kläger geltend, er sei inzwi-
schen zum christlichen Glauben konver-
tiert und befürchte deswegen bei einer
Rückkehr Verfolgung. Das BVerwG folgte
dieser Argumentation nicht.
www.bundesverwaltungsgericht.de
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tätig wie Menschen ohne Migrationshintergrund.
Reaktionen: Maria Böhmer wertete den Bericht als

Bestätigung für den Kurs der Regierung in der Inte-
grationspolitik: „Die Maßnahmen des Nationalen Inte-
grationsplans zeigen erste Erfolge.“ In vielen Berei-
chen müssten die Anstrengungen zur Integration je-
doch noch intensiviert werden. Die Situation der in

Deutschland geborenen Mi-
granten habe sich in vielen
Bereichen verbessert und
unterscheide sich damit von
den Migranten der ersten
Generation, die teilweise
noch erhebliche Integra-
tionsprobleme hätten. Insbe-
sondere bei der frühkindli-
chen Bildung in Zuwande-
rerfamilien sieht Böhmer
deutlichen Handlungsbe-
darf, etwa durch kostenfreie
Kindergartenplätze.

2010 will Böhmer einen
zweiten Indikatorenbericht
in Auftrag geben. Die betei-
ligten Wissenschaftler emp-
fahlen, die Anzahl der Indi-
katoren auf 53 zu reduzie-
ren. So hätten sich nicht alle
ursprünglich vorgesehenen
Indikatoren als geeignet er-
wiesen, Integrationsfort-
schritte abzubilden.

Außerdem empfahlen die
Wissenschaftler, die amtli-
chen Statistiken in Richtung
auf eine differenzierte Erfas-
sung des Migrationshinter-
grunds weiterzuentwickeln.

EU: Einheitliches Integrationsmonitoring
Vertreter aus Tschechien, Frankreich, Schweden, Spanien
und Deutschland haben am 15. Juni in Berlin ein Eck-
punktepapier für die Entwicklung spezieller Indikatoren
zur Bewertung der Integrationspolitik in der Europäischen
Union unterzeichnet. Die Länder wollen damit den Aus-
tausch von Erfahrungen verbessern. Bisher existieren
erst in acht EU-Ländern Monitoring-Systeme, in fünf wei-
teren werden sie entwickelt. Inhaltliche Schwerpunkte
sind u. a. die Themenfelder Bildung, Ausbildung, Arbeits-
markt, Sprache, Wohnen und Einkommen. Das Treffen
geht auf eine Vereinbarung der EU-Integrationsminister
im französischen Vichy im November 2008 zurück, sich
künftig regelmäßig über die Bewertung des Erfolgs von
Integrationspolitik in der EU auszutauschen (vgl. MuB
10/08, 9/08). www.bundesregierung.de

Auch Klaus Bade, Vorsitzender des Sachverstän-
digenrats deutscher Stiftungen für Integration und Mi-
gration, wertete das Indikatorenset und seine Felder-
probung als einen „großen Schritt voran“. Er empfahl
jedoch, die Zahl der Indikatoren zu reduzieren und
sie um schicht- und milieuspezifische sowie „weiche
Faktoren“ zu ergänzen, also z. B. um  persönliche Ein-
schätzungen des alltäglichen Integrationsgeschehens.
Das Kernproblem dieser Untersuchung sei jedoch, dass
„nur das Anpassungsverhalten der Zuwandererbevöl-
kerung gemessen“ werde. Es müssten aber genauso
Indikatoren zum Messen der Integrationsbereitschaft
der Mehrheitsbevölkerung entwickelt werden, so Bade.

Ende Juni einigten sich auch die Integrations-
minister der Bundesländer bei einer Konferenz in Han-
nover auf ein einheitliches Indikatorenmodell in den
Bundesländern mit 28 Kriterien. Übereinstimmung zwi-
schen Bund und Ländern gibt es allerdings erst bei 16
der 28 Kriterien. up
Weitere Informationen:
www.bundesregierung.de, www.svr-migration.de

In der nordirischen Haupt-
stadt Belfast hat es Anfang
Juni mehrere rassistische
Übergriffe auf rund 20 aus
Rumänien stammende Ro-
ma-Familien gegeben. 114
Personen waren betroffen.
Zwischenzeitlich übernach-
teten die Familien aus Angst
vor den gewaltsamen Über-
griffen in einer Kirche.

Die mutmaßlichen Täter sind
Mitglieder der rechtsextre-
men Gruppe „Combat 18“.
Zwei von ihnen wurden
bereits festgenommen. Die
Täter bewarfen sowohl die
Wohnhäuser der Roma als
auch die Kirche, in der die

Familien Zuflucht gesucht hatten, mit Steinen. Die
meisten der angegriffenen Roma wollen Belfast nun
verlassen und nach Rumänien zurückkehren. Die Stadt

Nordirland: Gewalt gegen Roma
Belfast trägt die Kosten für die Rückkehr der Rumänen.
Der stellvertretende erste Minister Nordirlands Martin
McGuinness (Sinn-Féin), nannte die jüngsten Übergriffe
eine völlig unverzeihliche, „beschämende Episode“. Die
Bürgermeisterin von Belfast Naomi Long (Alliance
Party) verlangte Respekt gegenüber den Roma und
die Achtung ihrer Würde. Sie wolle nicht zuschauen,
wie Menschen aus Belfast vertrieben würden.

Roma leben als ethnisch-kulturelle Minderheit vor
allem in südosteuropäischen und einigen mitteleuro-
päischen Staaten. Sie sind sowohl aufgrund ihrer ethni-
schen Herkunft als auch aufgrund ihrer sozial schwa-
chen Situation häufig Diskriminierungen ausgesetzt
(vgl. MuB 5/09, 8/08, 2/07). In Ungarn leben mit etwa
700.000 die meisten Roma, gefolgt von Rumänien
(rund 530.000 Roma), Griechenland (rund 350.000)
und Albanien (ca. 120.000). In Deutschland leben
schätzungsweise 70.000 Roma, in Nordirland weniger
als 1.000. Mit ca. 8. Mio. sind die Roma die größte
Minderheit in der Europäischen Union (vgl. MuB 8/
03). chw
Weitere Informationen:
www.belfastcity.gov.uk

Kurzmeldungen – Deutschland II

Deutlich weniger Einbürgerungen 2008
Nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes sind in Deutschland im Verlauf des
Jahres 2008 rund 94.500 Ausländer ein-
gebürgert worden. Das waren ca. 18.600
Einbürgerungen weniger als im Vorjahr (–
16 %). Der Höchststand war im Jahr 2000,
dem Jahr der Einführung des neuen Staats-
angehörigkeitsrechts, erreicht worden
(186.700 Einbürgerungen). 70 % (66.000)
aller 2008 Eingebürgerten erhielten die
deutsche Staatsangehörigkeit, weil sie seit
mindestens acht Jahren rechtmäßig in
Deutschland leben. Deren in Deutschland
lebende ausländische Ehepartner und min-
derjährige Kinder waren mit 10.700 Fällen
die zweitgrößte Gruppe. Diese Personen-
gruppe kann schon nach drei Jahren einge-
bürgert werden. An dritter Stelle standen
mit knapp 8.300 Fällen Einbürgerungen
von Ausländern mit einem deutschen Ehe-
oder Lebenspartner.

Wie schon in den Jahren zuvor, waren
Personen aus der Türkei die größte Gruppe
im Hinblick auf das Herkunftsland (24.500
Einbürgerungen). Danach folgten Personen
aus dem ehemaligen Serbien-Montenegro
und seinen Nachfolgestaaten (rund 6.900
Fälle) und aus Polen sowie dem Irak (jeweils
rund 4.200 Fälle). www.destatis.de
Ausländische Berufsabschlüsse
Bundesarbeitsminister Olaf Scholz (SPD) hat
Ende Juni ein Eckpunktepapier zur Aner-
kennung ausländischer Berufsabschlüsse
vorgestellt. Ein bundesweites Gesetz soll
zunächst einen Rechtsanspruch auf be-
rufliche Anerkennung herstellen. Allein
Spätaussiedler haben bisher einen gene-
rellen Anspruch auf ein Anerkennungsver-
fahren, EU-Bürger sind teilweise privilegiert.
Drittstaatsangehörige haben besonders gro-
ße Schwierigkeiten, eine Anerkennung ih-
rer Abschlüsse zu erhalten. Mit Hilfe des
Gesetzes sollen die Anerkennungsverfah-
ren standardisiert und die Verfahren inner-
halb von drei Monaten abgeschlossen wer-
den. Nach Informationen des Ministeriums
sind rund 2,8 Mio. Migranten mit einem
Berufsabschluss eingewandert (darunter
800.000 Akademiker). Etwa1,8 Mio. haben
eine Lehre oder eine ähnliche berufsquali-
fizierende Ausbildung abgeschlossen. Viele
von ihnen arbeiten aufgrund der fehlenden
beruflichen Anerkennung unterhalb ihres
Qualifikationsniveaus. www.bmas.de
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UNHCR: Flüchtlingsbericht 2008
Das UN-Flüchtlingshoch-
kommissariat hat die Zahl
der weltweiten Flüchtlinge
von 67 Mio. im Jahr 2007
auf 42 Mio. im Jahr 2008
nach unten korrigiert. Kli-
maflüchtlinge werden in
dem neuen Jahresbericht
nicht mehr berücksichtigt.
Die größte Gruppe unter den
Flüchtlingen weltweit wa-
ren 2008 erneut die Binnen-
vertriebenen.

Ende Juni legte das UN-
Flüchtlingshochkommissariat
UNHCR seinen Jahresbe-
richt „Global Trends 2008“
vor. Demzufolge haben sich
2008 etwa 42 Mio. Men-

schen gezwungenermaßen außerhalb ihrer Heimat
aufgehalten.

Den größten Anteil stellten die 26 Mio. Binnen-
vertriebenen dar, die aufgrund gewalttätiger Konflik-
te ihre Heimatregionen verlassen mussten, jedoch
innerhalb ihres Landes Zuflucht gefunden haben
(2007: 26 Mio.). Dazu kamen 15,2 Mio. Flüchtlinge,
also Personen, die in ein anderes Land geflüchtet
sind (2007: 16 Mio.) sowie 800.000 Asylsuchende
mit einem laufenden Asylverfahren (2007: 700.000).

Darüber hinaus sind derzeit schätzungsweise 12 Mio.
Menschen staatenlos (2007: 12 Mio.).

Im vergangenen Jahr gab das UNHCR in seinem
Bericht noch 67 Mio. Flüchtlinge an. Der Differenz zum
Vorjahr liegt die Entscheidung zugrunde, die von
Naturkatastrophen betroffenen Binnenvertriebenen
(2007: 25 Mio.) nicht mehr in dem Bericht aufzuführen.

Flüchtlinge: Das UNHCR betreute 2008 etwa 10,5
Mio. Flüchtlinge und Menschen „in flüchtlingsähnlichen
Situationen“ (2007: 11,4 Mio.). Die meisten dieser
Personen leben im asiatischen und pazifischen Raum

Angesichts der Wirtschafts-
krise und steigender Ar-
beitslosigkeit hat die spani-
sche Regierung eine erneute
Reform des Ausländerge-
setzes angekündigt. Dies
wäre die vierte Reform in-
nerhalb von neun Jahren
(vgl. MuB 7/99, 8/03).

Der Gesetzesentwurf wurde
am 26. Juni vom spanischen
Kabinett unter der Leitung
von Regierungschef José
Luis Rodríguez Zapatero
(PSOE) verabschiedet und
an das Parlament weiterge-
leitet. Vize-Regierungs-
chefin María Teresa Fernán-
dez de la Vega (PSOE) unter-
strich in einer Stellungnah-
me, dass mit dem Gesetzes-
projekt das Ausländergesetz
nun durch ein Einwande-
rungsgesetz abgelöst werde.
Die sozialistische Regierung
stellte bei der Vorstellung
des Gesetzes v. a. die Aus-
weitung von Rechten in den
Vordergrund. Dazu zählt et-
wa eine Schutzgarantie für

Spanien: Reform des Ausländerrechts
irregulär aufhältige Migranten, die Opfer von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt geworden sind. Eventuell
laufende Abschiebungsanordnungen sollen ab dem
Zeitpunkt der Anzeige vorerst eingestellt werden.

Andererseits sieht der Entwurf Verschärfungen in
der Ausländer- bzw. Einwanderungspolitik vor. So sollen
undokumentierte Migranten künftig 60 statt bislang
40 Tage in Abschiebehaft genommen werden können.
Damit soll sichergestellt werden, dass genug Zeit für
die rechtliche Vorbereitung von Abschiebungen vor-
handen ist. Bislang kam es oft dazu, dass Migranten
aus der Abschiebehaft entlassen wurden, bevor eine
Abschiebung eingeleitet werden konnte. Gleichzeitig
sollen Nichtregierungsorganisationen bei der Betreuung
von Abschiebehäftlingen stärker eingebunden werden.

Eine weitere Verschärfung stellt die Erschwerung
des Familiennachzugs dar. Eltern oder Großeltern von
Migranten haben nur noch bis zum Alter von 65 Jahren
einen Nachzugsanspruch auf der Grundlage der Fami-
lienzusammenführung.

Außerdem plant die spanische Regierung ein na-
tionales Ein- und Ausreiseregister zur Erfassung von
Personen, die über die Maximaldauer des Visums hinaus
im Land bleiben. Der Entwurf muss noch von beiden
Kammern des spanischen Parlaments beraten und ver-
abschiedet werden, bevor das Gesetz in Kraft treten
kann. sta
Weitere Informationen:
www.tt.mtin.es/periodico/inmigracion/200906/
INM20090626.htm (span.)

Kurzmeldungen – Deutschland III

NRW: Islamunterricht
Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat Anfang
Juli einen Schulversuch zur landesweiten Einführung
des islamischen Religionsunterrichts in deutscher Spra-
che beschlossen. Dies geschieht unter deutscher Schul-
aufsicht und von in Deutschland ausgebildeten Lehrkräften.
Integrationsminister Armin Laschet (CDU) sagte, die
Neuerung geschehe ausdrücklich im Konsens mit allen
vier Landtagsfraktionen. Anders als islamischer Religions-
unterricht in anderen Bundesländern und die in NRW
bisher angebotene Islamkunde soll das neue Fach ver-
pflichtend für muslimische Schüler und notenrelevant
für die Versetzung sein. Diese Bedingungen sind deutsch-
landweit bisher einmalig. In NRW leben 1,3 bis 1,5 Mio.
Muslime, darunter sind etwa 310.000 Schulpflichtige
(vgl. MuB 6/05, 7/07).
www.mgffi.nrw.de/ministerium/index.php

Kurzmeldungen – Europa I
Italien: Umstrittenes Einwanderungsgesetz
Nach dem italienischen Abgeordnetenhaus
(vgl. MuB 5/09) hat Anfang Juli auch der
Senat für die Sicherheitsgesetze zur Be-
kämpfung illegaler Einwanderung und
Kriminalität gestimmt. Die neue Regelung
sieht u. a. vor, die illegale Ein- oder Durch-
reise künftig als eine Straftat mit bis zu
10.000 Euro Geldstrafe und sofortiger Ab-
schiebung zu ahnden. Die EU-Kommission
kündigte an, das Gesetzespaket auf seine
Vereinbarkeit mit europäischem Recht zu
überprüfen. Amnesty International forderte
den italienischen Präsidenten Giorgio Na-
politano (Demokratische Partei) auf, das
Gesetz nicht zu unterzeichnen und da-
durch dessen Inkrafttreten zu verhindern,
da es „eine Bedrohung für die Menschen-
rechte von Einwanderern und Asylsuchen-
den“ darstelle. Auch die italienische Bi-
schofskonferenz zeigte sich wegen des
neuen Gesetzes besorgt.
www.amnesty.org/en/for-media/press-
releases/italy-napolitano-should-reject-
“security-package“-20090703
Schweden: EU-Ratspräsidentschaft
Eine stärkere Zusammenarbeit in der Ein-
wanderungs- und Asylpolitik zwischen den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union ist
eines der wichtigsten Ziele der schwedi-
schen EU-Ratspräsidentschaft (2. Jahres-
hälfte 2009). Laut dem schwedischen Mi-
nister für Migrations- und Asylpolitik Tobias
Billström (Moderate Sammlungspartei) soll
ein gemeinsames Asylsystem aufgebaut
werden, das rechtlich sicher und zugäng-
lich ist und auf der Solidarität zwischen
den EU-Mitgliedstaaten basiert.

Die Regeln für die Gewährung von Asyl
sollen auf EU-Ebene weiter vereinheitlicht
werden. Staaten im Süden und Osten der
Union, die einem besonders hohen Migra-
tionsdruck ausgesetzt sind, sollen stärker
entlastet werden. Auch die Zusammenar-
beit und Angleichung in weiteren Berei-
chen wie Grenzschutz, Visa-Vergabe, Be-
kämpfung von Menschenhandel und irre-
gulärer Migration, legale Einwanderung
und Familienzusammenführung soll vor-
angetrieben werden.

Im Dezember dieses Jahres soll der Euro-
päische Rat das Stockholm-Programm ver-
abschieden, das die Ziele der gemeinsamen
EU-Politik in den Bereichen Justiz und In-
neres, darunter auch der Migrations- und
Asylpolitik, für die Jahre 2010-2014
festlegen wird (vgl. MuB-Online).
www.se2009.eu
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OECD: Wirtschaftskrise trifft
Migranten besonders hart
Berichte über arbeitslose Mi-
granten und Tausende von
Rückkehrern in Zeiten der
weltweiten Wirtschaftskrise
kursieren seit einiger Zeit in
der Presse. Mit dem „SOPEMI
International Migration
Outlook 2009“ liegen für die
Industriestaaten diesbezüg-
lich erste Daten vor.

Der OECD-Bericht wurde am
30. Juni 2009 in Paris vor-
gestellt und enthält Daten für
den Zeitraum 2007 bis ein-
schließlich Januar 2009. Es
lässt sich bereits erkennen,
dass in Ländern, die früh in
die Rezession gerieten, die
Einwanderung abgenommen
hat. Gleichzeitig sind Zu-
wanderer dort mit größeren
Schwierigkeiten auf dem Ar-
beitsmarkt konfrontiert als
Einheimische. In anderen
Ländern werden die Folgen
der Wirtschaftskrise für Mi-
granten wohl erst im Laufe

dieses Jahres zu spüren sein.
Arbeitsmarktsituation: Die Arbeitsmarktsituation

von Zuwanderern im Vergleich zu Einheimischen hat
sich laut dem „International Migration Outlook 2009“
bis Anfang des Jahres 2009 nur in den USA, Großbri-
tannien, Irland und Spanien verschlechtert. Dies sind
jene Länder, die früher als andere von der gegenwär-
tigen Rezession betroffen waren.

Der Bericht führt verschiedene Gründe an, warum
die Arbeitslosigkeit unter Einwanderern während einer
Rezession schneller steigt als die der Einheimischen.
In einigen Industrieländern sind Einwanderer über-
durchschnittlich oft in Branchen tätig, die stärker als
andere konjunkturabhängig sind. In Deutschland und
in der Türkei etwa sind über 30 % der Einwanderer
im produzierenden Gewerbe beschäftigt, in Griechen-
land und Spanien arbeiten über 30 % bzw. 20 % der
Einwanderer in der Baubranche.

In den meisten OECD-Ländern sind Einwanderer
in befristeten Jobs überrepräsentiert, die in der Regel
als erste von Entlassungen betroffen sind. Da Migranten
zudem überdurchschnittlich häufig Arbeiten ausüben,
die keine oder eine geringe Qualifikation erfordern,
ist für sie das Risiko größer, entlassen zu werden. Aber
auch als Selbständige können Migranten von der Wirt-
schaftskrise getroffen werden, insbesondere wenn ihre
Firmen klein und stark konjunkturabhängig sind, etwa
im Hotelgewerbe, der Gastronomie und dem Groß-
handel. Dem Bericht zufolge ist außerdem nicht aus-
geschlossen, dass Einwanderer aufgrund von fremden-
feindlichen Einstellungen stärker von Entlassungen be-
troffen sein können.

Migrationsströme: Der Bericht zeigt in den meisten
OECD-Ländern noch keine Verminderung der Netto-
Migrationsströme. Die OECD erwartet daher, dass in
diesen Ländern erst 2009 ein Rückgang zu verzeichnen
sein wird. Es dauere einige Zeit, bis sich der Abschwung
negativ auf den Arbeitsmarkt, und damit auch auf die
Motivation einzuwandern, auswirkt.

Bisher sind keine größeren Rückwanderungswellen
aus den Industrieländern zu beobachten. Allerdings
geht in vielen Ländern die Einwanderung bereits
zurück. So ist in den USA die Zahl der ausgestellten
befristeten Arbeitsvisa für die Informationstechnolo-

(3,6 Mio.), gefolgt von der
Region Mittlerer Osten/
Nordafrika (2,4 Mio.). Erst
dann folgen die Regionen
des übrigen Afrika (2,1 Mio.),
Europa (1,6 Mio.) sowie
Nord- und Südamerika
(800.000).

Die meisten Flüchtlinge
kamen auch 2008 aus Afgha-
nistan und dem Irak. Sie
flohen überwiegend in die
Nachbarländer Pakistan
und Iran bzw. Syrien und
Jordanien.

Insgesamt 5,7 Mio. Men-
schen weltweit lebten in so
genannten langwierigen
Flüchtlingssituationen, d. h.
seit mehr als fünf Jahren
außerhalb ihrer Heimat, und
haben derzeit keine Aussicht
auf Rückkehr. Wichtige Her-
kunftsländer dieser Langzeit-
flüchtlinge sind Afghanistan,
Burma, die Balkanstaaten,
Somalia oder der Sudan.

Binnenvertriebene: Zwar hat das UNHCR kein
direktes Mandat für die Betreuung von
Binnenvertriebenen, doch über die 1998 verabschie-
deten „Leitlinien für Binnenvertriebene“ ist es seit
einigen Jahren auf Anweisung des UN-Generalsekretärs
in deren Betreuung und Versorgung eingebunden,
wenn das Einverständnis des betroffenen Staates
vorliegt. Von den geschätzten 26 Mio. Binnenvertrie-
benen betreute das UNHCR etwa 14,4 Mio. Menschen
(2007: 13,7 Mio.), mehr als jemals zuvor. In Kolumbien
leben mit schätzungsweise 3 Mio. die meisten intern
vertriebenen Menschen, gefolgt vom Irak (2,4 Mio.)
und dem Kongo (1,5 Mio.).

Rückkehrbewegungen: Insgesamt konnten im
vergangenen Jahr 2 Mio. Menschen in ihre Heimat
zurückkehren. Die Zahl der freiwilligen Rückkehrer
ging jedoch im Vergleich zum Vorjahr um 16 %, die
der Rückkehr von Binnenvertriebenen um 34 % zurück.
Bei der Vorstellung des Berichts betonte UN-Flücht-
lingshochkommissar António Guterres, die positiven
Rückkehrzahlen für 2008 seien bereits durch neue
Flüchtlingsbewegungen in diesem Jahr zunichte
gemacht. Demzufolge könne es Jahrzehnte dauern, die
Flüchtlingsbewegungen in Pakistan, Sri Lanka and So-
malia rückgängig zu machen. th
Weitere Informationen:
www.unhcr.org/4a2fd52412d.html

Kurzmeldungen – Europa II / Welt
Frankreich: Aufnahme von Flüchtlingen
Frankreich hat Anfang Juli 92 Flüchtlinge
aus Malta im Rahmen eines Pilotprojekts
zur Umsiedlung von Flüchtlingen inner-
halb der Europäischen Union aufgenom-
men. Die Flüchtlinge aus Somalia, Sudan,
Eritrea, Elfenbeinküste und Sri Lanka wur-
den auf der Basis ihrer Sprachkenntnisse,
ihrer Beziehungen zu Frankreich und ihrer
humanitären Lage ausgewählt. Vor allem
Malta, Griechenland und Italien hatten in
den vergangenen Jahren immer wieder ei-
ne Umverteilung von Flüchtlingen inner-
halb der EU gefordert, da sie als Mittelmeer-
staaten besonders stark zum Ziel so ge-
nannter Boatpeople wurden. Im Oktober
2008 wurde im Rahmen des Europäischen
Pakts für Asyl- und Einwanderung unter
französischer Ratspräsidentschaft erstmals
eine solche Umverteilungsklausel festge-
halten, allerdings auf freiwilliger Basis (vgl.
MuB 5/09, 9/08, 1/08). Auf dem EU-Rats-
treffen am 18. und 19. Juni wurde die Ein-
führung des Pilotprojekts beschlossen.
Frankreichs Einwanderungsminister Eric
Besson (UMP) forderte nun andere EU-
Staaten auf, dem Beispiel zu folgen. Er sag-
te, dass Frankreich 2010 nochmals Flücht-
linge aus Malta aufnehmen könne.
http://immigration.gouv.fr
UN: Mehr Klimamigranten
Der aktuellen Studie „In Search of Shelter“
der UN-Universität in Bonn, der Columbia-
Universität in New York und der Hilfsorga-
nisation Care zufolge könnten die Klima-
wandelfolgen bis zum Jahr 2050 die Ver-
treibung von 200 Mio. Menschen hervor-
rufen (vgl. MuB 1/09). Erstmals basieren
die Ergebnisse einer solchen Studie auf em-
pirischen Befunden mehrerer Kontinente.
Die meisten Menschen würden demnach
innerhalb des eigenen Landes Zuflucht su-
chen, ein Teil wird in andere Länder ziehen
müssen. Ortsabhängige Anpassungsmaß-
nahmen wie Katastrophenvorsorge oder die
Einführung eines Bewässerungsmanage-
ments könnten die Zahl der Betroffenen
jedoch reduzieren. Die im Juni vorgestellte
Studie basiert größtenteils auf dem EU-For-
schungsprojekt EACH-FOR und präsentiert
neue empirische Daten und Landkarten,
die die Bedeutung des Klimawandels und
die Verteilung der Bevölkerung in bestimm-
ten Regionen zeigen. Besonders betroffen
sind demnach die Sahel-Region, die Fluss-
deltas von Nil, Ganges und Mekong und
die von der Schmelze der Himalaja-Glet-
scher betroffenen Gebiete Asiens.
www.care .de/pressemitte i lung-
einzelmeldung+M5247f388860.html
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Literatur & Veranstaltungen

giebranche (H-1B-Visa) im Jahr 2008 von 154.000
auf 129.000 gesunken (-16 %). In Spanien sank die
Zahl der Visa zur Aufnahme einer Beschäftigung von
200.000 im Jahr 2007 auf 137.000 im Jahr 2008
(-31 %).

Auch innerhalb der EU hat die Zuwanderung stark
abgenommen, v. a. nach Irland und ins Vereinigte Kö-
nigreich. Im vierten Quartal 2008 ließen sich 45 %
weniger EU-Bürger als Arbeitskräfte im Vereinigten
Königreich registrieren als im gleichen Zeitraum des
Vorjahres (2007: 53.000, 2008: 29.000). In Irland sank
die Zahl der neu angemeldeten sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten EU-Bürger im 2. Halbjahr 2008
um ca. 31 % im Vergleich zum Vorjahreszeitraum (2.
HJ 2008: 74.000, 2. HJ 2007: 108.000).

Politische Reaktionen: Laut OECD-Bericht versu-
chen zahlreiche Länder, in der Rezession Einwanderung
zu minimieren und arbeitslose Einwanderer dazu zu
bewegen, in ihre Herkunftsländer zurückzukehren, um
den Druck auf den Arbeitsmarkt zu vermindern. So
haben etwa Spanien, Italien, Korea und das Vereinigte
Königreich die Zahl der Arbeitsgenehmigungen für
ausländische Arbeitskräfte reduziert (vgl. MuB 8/08)
oder die Präferenzlisten für bestimmte Berufe, bei denen
Einwanderung gefördert wird, gekürzt. Laut Bericht
wird teilweise auch die Verlängerung einer befristeten
Aufenthaltsgenehmigung erschwert. In Ländern wie
Spanien, Italien und Korea erhalten Migranten, die ihren
Job verloren haben, keine Verlängerung ihrer Aufent-
haltsgenehmigung mehr. Traditionelle Einwanderungs-
länder wie die USA, Australien, Neuseeland und Kanada
haben ihre Zuwanderungskontingente bisher jedoch

kaum verändert (vgl. MuB 3/09).
Dänemark, Österreich und Deutschland haben an-

gesichts der Rezession beschlossen, Bürgern derjeni-
gen Länder, die 2004 der EU beigetreten sind, 2009
noch keinen freien Zugang zu ihren Arbeitsmärkten
zu gewähren (vgl. MuB 5/09). Für Staatsangehörige
Rumäniens und Bulgariens (EU-Beitritt 2007) halten
elf  EU-Staaten einen eingeschränkten Zugang zu ihren
Arbeitsmärkten aufrecht.

Aussichten: Die OECD geht davon aus, dass Migra-
tionsflüsse langfristig kleiner und genauer auf die
Nachfrage auf den Arbeitsmärkten der Zielländer
abgestimmt werden könnten. So werden trotz der
Wirtschaftskrise von vielen Ländern spezialisierte und
qualifizierte Arbeitskräfte angeworben. Die Zuwan-
derung von gering qualifizierten Arbeitskräften wird
dagegen eingeschränkt – ein Trend, der sich langfristig
noch stärker als vor der Rezession fortsetzen könnte.

Der Direktor der Internationalen Organisation für
Migration (IOM) William Lacy Swing warnte die
Industrieländer bereits im Dezember 2008 anlässlich
des internationalen Tags der Migranten, Zuwande-
rungsmöglichkeiten in der Krise einzuschränken, da
diese Länder angesichts der Alterung ihrer Bevölke-
rung mittel- und langfristig auf Einwanderung ange-
wiesen seien. Außerdem geht er davon aus, dass eine
verringerte Einwanderung den Aufschwung eher ver-
zögern als beschleunigen würde, wenn etwa benötigte
Arbeitskräfte nicht verfügbar sind. Barbara Bils,
Osteuropawissenschaftlerin/Volkswirtin, Vilnius
Weitere Informationen:
www.oecd.org/dataoecd/40/35/43183079.pdf

Bundeszentrale für politische Bildung/bpb: Europäi-
sche Nachbarschaft. Deutsche und polnische Migration
in Geschichte und Gegenwart. 2009, Tagungsdoku-
mentation, Download: www.bpb.de/files/DBC5FB.pdf

Methodenseminar
Thema: Demographischer Wandel
Veranstalter: Bundeszentrale für politische Bildung/bpb
Termin: 29.9.2009, 9 Uhr bis 2.10.2009,15 Uhr
Ort: Armony-Tagungshotel, Mariannenplatz 26, 10997
Berlin
Zielgruppe: Multiplikatoren, Dozenten der politischen
Bildung
Teilnahmebeitrag: 75 Euro
Anmeldung: Bundeszentrale für politische Bildung,
Frau Andrea Rögner-Francke, Stresemannstraße 90,
10963 Berlin, Tel.: 030 254504-415, Fax: 030 254504-
422, E-Mail: andrea.roegner-francke@bpb.de
Weitere Informationen: www.bpb.de/veranstaltungen
/OC836E,0,0,Methodenseminar_zum_Thema_
Demographischer_Wandel.html

Seminar
Titel: Auf Augenhöhe – Wie Integration vor Ort gelingt
Termin/Ort: 21.09.–23.09.2009, Würzburg
Veranstalter: Akademie Frankenwarte, Gesellschaft für
Politische Bildung e. V.
Inhalt: Integration geschieht in den Kommunen und
ihren Einrichtungen vor allem von Mensch zu Mensch.
Dieses Seminar gibt motivierende, bundesweite Bei-
spiele mit Akteuren mit ausländischer und ohne aus-
ländische Herkunft, wie Integrationsförderung effizient
und auf Augenhöhe angesetzt werden kann. Außerdem
wird ein preisgekröntes Theaterprojekt seine Arbeit
vorstellen.
Zielgruppe: Interessierte, ehrenamtlich Tätige, soziale
Bewegungen
Teilnahmebeitrag: 87 Euro
Anmeldung: Akademie Frankenwarte, Frau Carmen
Schmitt, E-Mail: carmen.schmitt@frankenwarte.de,
Tel.: 0931 80464-340
Weitere Informationen: www.frankenwarte.de


